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Die weitere Haltung Japans
Verſtärkte Kampftätigkeit an verſchiedenen Stellen der Weſtfront Der Waffenſtillſtand mit Rumänien

Amtlicher Bericht der Heeresleitung
WTB Großes Hauptquartier 5 März

Weſtlicher Kriegsſchauplatz
Heeresgruppen Kronprinz Rupprecht und

Deutſcher Kronprinz
Lebhafte Erkundungstätigkeit an vielen Stellen der

Front Nördlich von Reims und auf dem öſtlichen Maas
ufer war die franzöſiſche Artillerie vielfach rege

Heeresgruppe Herzog Albrecht
Auf den öſtlichen MaasHöhen tagsüber heftiger Feuer

kampf Starke franzöſiſche Abteilungen brachen am Abend
zum Angriff gegen unſere Stellungen öſtlich von Mouilly vor
Sie wurden im Gegenſtoße zurückgeſchlagen Auch an der
lothringiſchen Front und in den mittleren Vogeſen herrſchte
geſtern erhöhte Gefechtstätigkeit

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz
Die Rumänen haben unſere Bedingungen angenommen

Somit tritt der Waffenſtillſtand mit Rumänien von neuem
in Kraft

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues
Der Erſte Generalquartiermeiſter Ludendorff

16500 Tonnen verſenkt
Berlin 4 März Amtlich Neue UBootErfol fdem nördilhen Keiegsſhanplete

m e e S 4Unter den Schiffen befanden ſich zwei wertvolle tief re
ladene Dampfer von 7000 und 5000 VBr R die an der
Weſtküſte Englands verſenkt wurden Einer derſelben
hatte aus der beſonders ſchweren Detonation die dem Tor
pedotreffer folgte zu ſchließen Munitionsladung an Vord

Der Chef des Admiralſtabes der Marine

Vor der Unterzeichnung des rumäniſchen
Friedensvertrages

Budapeſt 5 März Eigene Drahtnachricht Man
rechnet hier da rit daß der Friedensvertrag zwiſchen den
Zentralmächten und Rumänien heute ſpäteſtens
aber morgen unterzeichnet wird da bereits alle zur
Unterſchrift bevollmächtigten Perſönlichkeiten in Bukareſt
eingetroffen ſind

Nach weiteren Berichten aus Jaſſy hat die rumäniſche
Bevölkerung bisher nichts über die Friedensverhandlungen
mit den Zentralmächten erfahren Der Preſſe iſt jede Ver
öffentlichung des ihr von privater Seite zugehenden Ma
terials über die Beſprechungen in Bukareſt verboten Es
werden nur amtliche Mitteilungen zugelaſſen die aber nichts
Genaueres enthalten und der Oeffentlichkeit mit keinem
Worte Aufſchluß über die wahren Vorgänge in Bukareſt geben

Die japaniſche Heeresorganijation
Vormarſch bis zum Ural

Amſterdam 5 März Eigene Drahtnachricht Aus SanFrancisco wird gemeldet Die japaniſche r
organiſation nimmt einen großen Umfang
an Auf Korega iſt ein großer Uebungsplatz errichtet wor
den zur Ausbildung junger Mannſchaften Die Mobil

s von zwei Reſervejahrgängen wurde in Tokio ange
ordnet

Nach weiteren Berichten haben die Japaner in Gemein
ſchaft mit der chineſiſchen Regierung Verhandlungen ange
knüpft mit der ſelbſtändigen Regierung um auch deren Hilfe
gewährleiſtet zu erhalten und dadurch eine kürzere Front ver
teidie zu müſſen

ie Londoner Regierung beſchäftigt ſich augenblicklich
mit der oſtaſiatiſchen Frage Die auf telegraphiſchem Wege
zwiſchen Waſhinton London und Tokio geführten militäri
ſchen Veſprechungen haben ergeben daß über 20 000 Mann
japaniſcher Truppen und etwa 10 000 Mann amerikaniſcher
und engliſcher Truppen für den Einmarſch z Verfügung
ſtehen Es ſoll die Abſicht beſtehen die militäriſchen Opera
tionen bis zum Ural auszudehnen

Japan bleibt neutral
Lodiglich Schutz der eigenen Jntereſſen

Fürich 5 März Privattelegramm Der rSeccolo Berichterſtatter derr an toriſecter Quelle

in Rom japaniſche Votſchaft daß an keinerlei Vorbe
reitungen zu einer militäriſchen Aktion gegen die europäi
ſchen Mächte auch nicht gegen ruſſiſche Truppen beabſichtige

Japan bleibt im europäiſchen Konflikt völlig neutral Oſt
ſibirien ſei ſchon ſeit längerer Jeit das Hauptintereſſen
gebiet und Japan wolle nur eine Zumauerung ſeiner Jnter
eſſenſphäre verhindern

Der Wirrwarr in China
Präſidentenkriſe Ein KAömiral ermordet
Köln 5 März Privattelegramm Der Köln Volksztg wird aus Schanghai vom 1 März gemeldet daß das

politiſche Chaos fürchterlich ſei Die letzten Berichte aus Peking
melden daß der Druck der Militariſten wahrſcheinlich den Rück
tritt des Präſidenten zur Folge haben werde Man nimmt an
daß er ſogut wie gefangen gehalten wird Als Beweis der Eifer
ſucht und Uneinigkeit unter den Südſtaaten wird berichtet daß
der Admiral Tſchingyiywang in Kanton ermordet wurde

Petersburg und die oſtaſtatiſche Frage
Gegen ein Fuſammenwirken Sibiriens mit Japan

Stockholm 5 März C Drahtnachricht Jn Pe
tersburg herrſcht nach direkten Berichten wieder vollkommene
Ruhe Man hat ſich wieder eingerichtet und die Bevölkerung
geht ihrer Beſchäftigung nach Der Rat der Volkskommiſſare
hält täglich ſeine Sitzungen ab um jetzt über die oſtaſiatiſche
Frage zu beraten Obwohl man ſich mit der ſibiriſchen Selb
ſtändigkeit abgefunden hat will man doch nicht ihr Zu
ſammengehen mit den Japanern zulaſſen zumal verſchiedene
ſibiriſche Städte vor allein Jrkutſk und Omſt ausnahmslos
von maximaliſtiſchen Anhängern regiert werdenTrotzki ſoll ſeit einigen Sagen raunt nk ſein und an keiner

der Beratungen mehr t

verhanölungen mit Finnlandö
Eine Lanöung auf den Rlanösinſeln

Berlin 5 März Eigene Drahtnachricht Jn hieſigen
politiſchen Kreiſen erfährt man daß mit der finniſchen Re
gierung Verhandlungen eingeleitet ſind die in den nächſten
Tagen beendet ſein und zu einem regulären Friedens
vertrage auch mit Finnland führen werden

Wie gleichzeitig verlautet ſind von den in der Gegend
von Petersburg frei gewordenen Truppen bereits eine An
zahl für die Hilfsexpedition nach Finnland bereitgehalten
worden Eine größere Landung iſt auf den Alands Jnſeln
geplant um von dort aus die Operationen zur Wiederher
ſtellung der Ordnung zu leiten Der ſchwediſchen Regierung
wurde gleichzeitig von der deutſchen Regierung Mitteilung
gemacht daß Deutſchland wenn es auch auf den Alands
Jnſeln lande keinerlei territoriale Jnter
eſſen an den Jnſeln habe

Die Beſetzung der Alandinſeln durch
deutſche Truppen

Däniſche Preſſeäußerungen
Kopenhagen 5 März Privattelesramm Tid

ningen meldet daß die Ankündigung der Beſetzung der Aland
inſeln durch deutſche Truppen auf Schweden wie auf Dänemark
verſtimmend wirke und man allgemein in Schweden eine weitere
Verwickelung befürchte Rechtsſtehende Blätter ergreifen die Ge
legenheit zu recht ſcharfen Angriffen auf die Regierung und auch
Tidningen meint daß Schweden ſich nicht darüber beklagen

könne wenn Finnland deutſche Hilfe begehre weil Schweden ſich
geweigert habe ſolche zu leiſten Alle Zeitungen außer DagensRyheter enthalten ſich einer militäriſchen Kritik Nur dieſe
Zeitung betont daß die vorhandenen Plätze wie z B Helſing
fors wohl hätten beſetzt werden können

Geheime Beſprechungen über die Offenſive
Genf 5 März Sigene Drahtnachricht Rach Mel

dungen aus Paris finden dort über die bevorſtehenden beider
ſeitigen Ofſenſiven noch immer geheime Beſprechungen ſtatt
Vielfach wird in militäriſchen Kreiſen geglaubt daß ange
ſichts der ſtarken Verſchanzungen auf beiden Seiten die Deut
ſchen eine Offenſive an ſich herantreten laſſen werden da ſie
vorausſehen müßten daß ihnen ein Vordringen nur ſchwere
Verluſte bringen und ihnen eventuelle weitere Gehiets
beſetzungen keinesfalls nützen können da die ſtarken Entente
truppen dieſe Gebiete dann doch beſchießen würden

Die Vielverbands Offenſive bevorſtehend

h Ter e ver e e n wen ehe
Preſſe die große Offenſive als unmittelbar bevor
ſtehend gemeldet

Letzte Depeſchen ſiehe auch Seite 2

Für das gleiche Wahlrecht
Der Gedanke des gleichen Wahlrechts arbeitet für ſich

ſelbſt Die Zahl der Organiſationen der nationalliberalen
Partei mehrt ſich die ſich auf den Boden des gleichen Wahl
rechts ſtellen Die vier nationalliberalen Mitglieder des
Verfaſſungsausſchuſſes des preußiſchen Abgeordnetenhauſes
müſſen immer mehr erkennen daß ſie mit ihrer Abſtimmung
gegen das gleiche Wahlrecht die Jntereſſen der eigenen
Partei ſchwer ſchädigten Sie werden erkennen müſſen daß
ſie jeden Zuſammenhang mit dem Volke verloren haben und
daß ſie in der entſcheidenden Abſtimmung kein Verſtändnis
für das Empfinden des Volkes zeigten Das gleiche Wahl
recht ſoll das kann nicht oft genug betont werden keine
Belohnung ſein für das was an der Front und daheim
mit der Waffe in der Hand im Schützengraben und am
heimatlichen Schraubſtock durch Arbeit und Entbehrungen
geleiſtet wurde Dafür ſtehen dieſe Leiſtungen zu hoch Sie
ſind ſo groß daß ſie ſich jeder richtigen Wertſchätzung ent
ziehen müſſen Aber um dieſer Leiſtungen willen darf kein
Zuſtand mangelnden Rechts kein Zuſtand der Angerechtig
keit beibe halten werden Das was mit Hilfe der
Nationalliberalen im Verfaſſungsausſchuß beſchloſſen worden
iſt bedeutet aber noch eine Verſchlechterung des bis
herigen Zuſtandes ſchreiender Ungerechtigteit Deshalb bäumt
ſich das ganze Volksempfinden dagegen auf und deshalb kann
der Vizepräſident des preußiſchen Staatsminiſteriums Dr
Friedberg im Jntereſſe der von ihm vertretenen Regierung
und auch im Intereſſe ſeiner Partei nichts Beſſeres tun als
ſeinen Freunden immer wieder ins Gewiſſen z u
reden und ihnen ihre Pflichten gegenüber Volk und Staat
recht klar zu machen Man wird es dankbar anerkennen
müſſen daß ſich der Führer der RNationalliberalen der die
Regierung in der Wahlrechtsfrage bisher ſchon ſo energiſch
vertrat dieſer Aufgabe mit Eifer und Geſchick unterzogen
hat Seine jüngſte Rede vor den nationalliberalen Ver
tretern des Weſtens die wir in ihrem weſentlichen Wort
laute mitgeteilt haben verdient aufbewahrt zu werden Sie
iſt ein Dokument das man jenem rechten Flügel der National
liberalen die immer den Anſchluß an die Konſervativen zu
verſäumen befürchten noch oft in künftigen Wahlagitationen
wird vorhalten müſſen Mit Recht ſagt Friedberg daß keine
Partei die ſich liberal nennt hinter dem zurückbleiben kann
was die Krone hier ſelbſt in Vorſchlag gebracht hat Aber
wird das genügenden Eindtuck auf die ſchwerinduſtriellen
Kreiſe des Weſtens machen Werden ſie ſich beſinnen und
werben ſie erkennen daß ſie hier an der Seite der Konſer
vativen unmöglich dem Staatswohle dienen Herr Dr Fried
berg hat verſucht die beſorgten Gemüter der nationalliberalen
Partei weiter durch den Hinweis zu beruhigen daß das
gleiche Wahlrecht die beſte und befriedigendſte Löſung dieſer
Frage auch für die eigene Partei iſt Er will damit offenbar
ſeinen eigenen Parteifreunden ſagen daß ihre parlamen
tariſchen Jntereſſen im gleichen Wahlrechte nicht geringer
ſein würden als im Dreiklaſſenwahlrechte Er kann damit
recht haben Das kann aber nur gelten wenn ſich die natio
nalliberale Fraktion des Abgeordnetenhauſes baldigſt eines
Beſſeren beſinnt und das verwirft was ihre Vertreter bei
der letzten Abſtimmung gut geheißen haben Je ſchneller
und je entſchiedener die Fraktion als ſolche in ihrer Mehr
heit von dem abrückt was die vier Mann im Ausſchuß Seite
an Seite mit den Konſervativen beſchloſſen haben deſto beſſer
wird das für die Nationalliberalen und ihre weitere Ent
wickelung ſein Die nationalliberalen Führer müſſen ſich
darüber klar ſein daß auch nur ein Schwanken verderben
bringend für den Stand der Partei ſein muß Wenn ihre
Macht in einem neuen preußiſchen Abgeordnetenhauſe kleiner
iſt als ſie es erhofften dann werden ſie das nicht durch das
gleiche Wohlrecht erklären können ſondern durch die Haltung
der Fraktion in dem nach dem bisherigen Wahlrechte zu
ſammengeſetzten Parlament Recht angebracht war auch die
Betonung Friedbergs daß die Konſervativen durch ihr
früheres ablehnendes Verhalten gegenüber jeder Reform
ſelbſt daran ſchuld ſind daß nicht ein anderes Wahlrecht zu
ſtande kam und daß jetzt eine Reform erforderlich iſt die
ihnen als viel zu radikal erſcheint Er hat berechnet daß
bei dem gleichen Wahlrechte 32 Prozent der Zuſammenſetzung
des neuen Abgeordnetenhauſes bei einem gleichen Wahlrechte
auf die Sozialdemokratie kommen würden während bei dem
im Ausſchuß von den Konſervativen angenommenen Antrage
23 Prozent der Mitglieder auf die Sozialdemokratie und bei
dem geplant geweſenen Dreiſtimmenwahlrechte Zuſatzſtimme
auf Alter Selbſtändigkeit und Bildung ſogar 27 Prozent
entfallen würden Die Differenz iſt alſo keine ſo graßze und



um dieſes verhältnismäßig geringen Unterſchieds willen ſollte
ſchwerwiegender Konflikt geſchaffen das Wort des
nicht gehalten werden Man braucht dieſe Frage

aufzuwerfen um zu dem Schluſſe zu kommen wie ſehr
die Konſervativen auf dem Boden des engſten
tei Egotsmu Um eines erSler Wiln wollen ſie nende Mit h Aer ſunne

Kriege nichtſollen die bevorzugt werden die ſich an dem
mehr zu beteiligen brauchten mit einer Beſitzſtimme ſollen
die beglückt we den die während des zu ein
Vermögen erwerben konnten Die Frontkän die alt
und reif genug waren um den Kampf für den Weiterbeſtand
des Vaterla durchzuführen ſollen in der Heimat als
politiſch weniger reif erklärt werden Die Kämpfer aus dem
Schützengraben die fern von der Heimat vielleicht ihr Ver
mögen verloren ſollen zugunſten der Heimkämpfer zurück
geſetzt werden Bisher gab es nur eine militäriſche
Bevorzugung der Einjährigen künftig ſoll es wie die
Konfervativen und ihr nationalliberaler 4 Männer Anhang
wollen auch noch eine politiſche Bevorzugung geben
Um der oben dargelegten eventuellen geringen Zurück
drängung der Sozialdemokratie willen ſollen nach den Wün
ſchen der Rechten ganze Kategorien von Staats
bürgern eine Zurückſtellung empfindlichſter
Art erhalten Der Abgeordnete Hoff hat kürzlich die
Wirkung eines Wahlrechts nach den Beſchlüſſen des Aus
ſchuſſes in folgender Weiſe dargeſtellt Von der Altersſtimme
abgeſehen die jedermann ſchließlich erreichen kann würden
von den Mehrſtimmen ausgeſchloſſen ſein

1 faſt alle mittleren Beamten in mittleren Jahren ſo
weit ſie nicht das Einjährigenzeugnis haben z B alle
Militäranwärter
alle Unterbeamten
faſt alle Privatangeſtellten
ſehr viele kleinere Gewerbetreibende
alle Staatsarbeiter
faſt alle Lohnarbeiter

Wollen die Nationalliberalen in der Tat ein Wahlrecht mit
einer derartigen Wirkung Sie würden damit die Maſſe
ihrer Wähler verlieren die die ihnen zuteil gewordene Ent
rechtung nicht nur bei der Wahl im Abgeordnetenhauſe ſon
dern auch bei der Wahl zum Reichstage auf Jahre hinaus
wicht vergeſſen könnte So zeigt ſich die Abſtimmung im
Verfaſſungsausſchuß gerade für die Nationalliberalen von
denkbar größter Ungeſchicklichkeit Die Hoff
nung daß ſich die Partei dieſer Erkenntnis nicht verſchließen
wird gibt uns die Zuverficht daß es nicht beim Beſchluſſe
des Ausſchuſſes bleiben und daß ſich die Mehrheit der Natio
nalliberalen zu der Volkspartei zurückfinden wird um mit
dieſer gemeinſam für den Fortſchritt einzutreten und dem
Volke das Wahlrecht zu geben das den gerechten Anſprüchen

und Erwartungen entſpricht C II
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Der Kaiſer an den Prinzen Leopolö
von Bayern

dreieinhalbjährigem Ringen hatte die deutſche Armee
ne mit unſeren treuen Verbündeten den in er

drückender Uebermacht unſer Land bedrohenden ruſſiſchen
Heeren Halt Jn gewaltigen Schlachten wurde
der Feind geſchlagen und in das Jnnere ſeines Landes zurück
geworfen Die Schläge der verbündeten Heere führten die
Zerſetzung des ruſſiſchen Reiches herbei Am
Ende vorigen Jahres ſenkte der einſt mächtige Gegner im
Oſten zum erſtenmal die Waffen Aber noch einmal mußte
ich mein tapferes Oſtheer zum Kampfe rufen um den von
der ruſſiſchen Regierung auf dem Wege der Ver
handlungen ver weigerten Frieden mit dem Schwert
zu erkämpfen Unter Deiner Führung haben meine unver
gleichlichen Truppen in wenigen Tagen ihre Aufgabe glän
zend gelöſt Es weht der alte Angriffsgeiſt in ihnen
Truppen aller deutſchen Stämme wetteiferten an Zähigkeit
und an Ausdauer Jn unaufhaltſamen Tagesmärſchen auf
ſchlechten Wegen in Eis und Schnee gaben ſie ihr Aeußerſtes
her Der vierzehntägige Siegeszug im Oſten reich an großen
Anſtrengungen und Entbehrungen aber auch reich an Er
folgen wird ein Ruhmesblatt in der Geſchichte
des deutſchen Heeres bleiben
allen Truppen ſpreche ich meinen und des Vaterlandes Dank

aus Gott helfe weiter Wilhelm I
Bandenkrieg

Kriegsbriefe aus dem Oſten
Telegramm unſeres zum Oſtheer entſandten Kriegs

berichterſtatters
Unberechtigter Rachdruck auch auszugsweiſe verboten

Dorpat 27 Februar 1918
Die Deutſchen wollen den Frieden in Peters

burg unterzeichnen wir müſſen jetzt dazu ſtreben
die Friedensbedingungen in Berlin diktieren zu können Die
roten Gardiſten und die Matroſen ſollen einen Partiſanen
Krieg führen, mit dieſem Manifeſt wollte das SmolnyJn
ſtitut den Bandenkrieg entfeſſeln Die wahnwitzige Unkennt
nis des Tatſächlichen ſpricht aus dieſem Unterſangen UnſerVormarſch mit Sturmkompagnien konnte durch die Shüſe der

roten Gardiſten um keine Stunde aufgehalten werden Zu
bedauern ſind nur die die durch Phraſe und Wahnſinn in
den Tod gehetzt werden Trot aller Tragik iſt faſt etwas
Lächerlies dabei wenn dieſe Menſchen geordneten deutſchen
Truppen Widerſtand leiſten wollen Eine deutſche Huſaren
ſchwadron zerſprengte auf dem Bahnhof in Walk 200 Mann
Zwölf Jnfanteriſten fahren in einem Feuerwehrauto von
Walk ad erreichen am 24 um 4 Uhr das Städtchen Werro
das etwa 5000 Einwohner zählt und ſpringen vor dem Rat
haus wo noch das maximaliſtiſche Komitee tagt ab Die be
den roten Gardiſten werfen vor Schreck die Gewehre
Einen Tr ſieht es aus als aus denSchüſſe f und anch noch ru Kavallerie anreitet Auf
die erſten Schöſſe der 12 deutſchen Jnfanteriſten geben die
Ruſſen die Gewehre ab Das in dem die rote Garde

Seeu nun kam rder Mann von der kleinen e
Dorpat gekommen war

Um Dorpat war das Bandenweſen beſonder u

Allen Führern und

Ueber den e le Verhandlunden im Hauptaus

des meldetgut Dr ſieht mit Sorge unſerem Vor
u Finnland le es iſt eine legenheit von

itiſcher Tragweite nicht nur eine rein militäriſche Arten Mit weil Recht will man

in Finnland vorgehen et
Auch in wen erregen wir peinliche Mißſtimmung Jeiſt noch Zeit einzulenten Das beſte an der Bethmannſchen

a iſt daß ſie nicht rm ſie ſcheidet demnach die lſenge aus Regierung ſollte ange
ſichts der zu erwartenden Debatten ſich bereit machen und
nicht den Kopf in den Sand ſtecken Auch ſollte ſie uns Aus
kunft über Rumänien

Abg Dr Rieſſer nl Das
Telegramm vom 31 Juli 1914

war eine interne dte und iſt nie n der Ver
handlungen mit Frankr geweſen Sie kann nurDyſtatt in die Hände Frankreichs gelangt ſein Die ruſſiſche

Regierung ſcheint Glauben machen zu wollen daß ſie den
Friedensvertrag unterzeichne ohne ihn geleſen zu haben
unter einer Preſſion Deutſchlands Das iſt ein Märchen
Wir haben keinen Grund uns für die

Weiterexiſtenz der rumäniſchen Dynaſtie

ei nwie hört derKahlen beAbg Eothein Vp Unſere Sympathie
weißen Garde in Finnland Nach den letzten
ſteht die weiße Regierung zu Recht Sie wird mit Unter
ſtützung der ruſſiſchen Bolſchewiki bekämpft Allerdings zur
Einmiſchung lag eine Notwendigkeit nicht vor das wäre
allenfalls Schwedens Die Depeſche an von Schön be
rührt mich ſehr peinlich es ift eine

Unbegreiflichkeit unſerer Diplomatie
Sie war überflüſſig weil die Haltung Frankreichs im voraus
feſtſtand Beſteht die Abſicht in der Judenfrage in Rumä
nien etwas zu tun gemäß Art 44 des Berliner Vertrags
Die Gelegenheit wäre gegeben Hinſichtlich der Petro
leumintereſſen in Rmuänien iſt Vorſicht angeſichts
der amerikaniſchen Beteiligung nötig um unangenehme
Rückwirkungen zu vermeiden

Abg Ledebour U Soz Hinſichtlich der Judenfrage
ſind wir derſelben Meinung Bei dem Weltfrieden An e
überhaupt Vorkehrung gegen Glaubensverfolgung getroffen
werden Das Jntereſſe der deutſchen Koloniſten muß bei
eventuellen Abtretungen beßarabiſcher Gebietsteile an Ru
mänien gewahrt werden Die

Einmiſchung in Finnland
iſt ſchlechthin ſchädlich Die Schweden in Finnland ſind
ſtaatsrechtlich Finnländer Die dort ſtattfindenden Kämpfe
entſtammen den Klaſſengegenſätzen Es beſteht kein Grund
auf die Aalandsinſeln einzurücken zumal es wegen der Eis
verhältniſſe ſchwer iſt von dort nach Finnland zu gelangen
Aus der Kanzlerdepeſche kann man Rückſchlüſſe ziehen auf die
h Graf Weſtary konſ Mit Finnland ſteht

Gra p Mit Finnla es genau wie mit der Ukraine Der Zweck der Depeſche iſt mir
nicht klar Offenbar wollte man ſich gegen eine in
ehe t ſchützen Ein gktuelles Jntereſſe hat ſie jetzt nicht
mehr

Abg Prinz zu Schoengich Carolat nl Warten wir ab
bis uns der rumäniſche rn deckommen wir zu ſpät Wir wünſchen daß die Rechte unſerer
Bundesgenoſſen gewährt werden und daß wir die Wünſche
Bulgariens redlich unterſtützen Für die rumäniſche
Dynaſtie einzutreten würde niemand verſtehen Hoffentlich
werden alle Einflüſſe verhindert die den König Ferdinand
zu halten ſuchen

Abg Bruhn D Fr Deutſchland wollte Frankreich
nicht in den Krieg treiben die

Depeſche dient der franzöſiſchen Regierung zur
Anfpeitſchung des Volkes

Das Vorgehen in Finnland iſt gerechtfertigt
Abg Ebert Soz Die finniſche Regierung iſt nicht bol

ſchewiſtiſch Auch die Rechtslage in Finnland iſt anders zu
beurteilen als in der Ukraine Ein Frieden mit Finnland
iſt zur Zeit noch nicht abgeſchloſſen Unſer Vorgehen iſt eine
Einmiſchung in aller Form Wir müſſen uns die Sympathie
Schwedens zu erhalten ſuchen Die Lage der deutſchen Kolo
niſten und der Juden im zukünftigen Rumänien muß ge
ſichert werden Die Königsfrage iſt uns gleichgzültig Die
Depeſche iſt entſchieden zu verurteilen

ein paar Gruppen in Dorpat in der Hand hatte Nach Taps
wurde eine Lokomotive und ein paar Wagen mit Kavallerie
abgeſchickt Den zug hatte man erbeutet als er am 24 noch
von Petersburg in Leinſal einfuhr Trotzdem die Smolny

Banden noch Widerſtand die Heilun
brauchen Da aber alle eſtniſchen
deutſcher Ordnung ſtehen wird die GeſunduEinen Wunſch hat man wenn man dieſe deutſche Truppe im

Vorſturm ſieht daß ſich Herr Trotzki einmal önlich von der

überzeugte Er e den Beweis ex r ruſſiſchen Armee und der Schwäche ſeiner Jdeen im Lande gar

nirgt vor aller Welt geführt
Brandt Kriegsberichterſtatter

Die Thronfolge in MecklenburgStrelitz
e

öffentl die nationg lvereingen n der Landesgeitu n in dem
ißt

die Einverleib in Mecklenburg im

z das Selbſt 2ls Rechtsgrundſatz fü liti Abmachungen allſeitigaweriannt und eFä 3 man dem Sirel er

wird jetzt eben Zeit
indeWirte auf ſeiten

fortſchreiten

Volke nicht zumuten ſich durch einen Vertrag den eeeeeeeneeeerreeeeee

vorliegt ſo

allen Seiten ſo daß zeitweilig der Detachementsführer nur

Regierung unſer Ultimatum angenommen hat leiſten diche werden

eſtimnmungsrecht der Völler

zu

Politiſche Fragen im hauptausſchuß des Reichstages
i die V dlungen mit Rumänien Kein Schutz der rumäniſchen Dynaſtiede r S r vom 31 Juli 1914

FGothein Vp Die rumäniſche Königsfrage iſteine Fr Angelegenheit Rumäniens Aber es wäre

unerhört wenn Deutſchland
ür di König einſetzte Die rung der rumäniſchenen in Ver r Von dem Schutz

der nationalen Minderheiten gil W natürlich auch
von den deut Koloniſten in ßn re D Fr Man ſollte durch verfrühte freu
dige Miteilungen nicht Enttäuſchung hervorrufen An dem
Los der deutſchen Koloniſten in Südbeßarabien haben wir
das größte Jntereſſe ſei es daß ſie an den Donaumündungen
wohnen bleiben oder zu uns zurückwandern

Abg Haaſe U S Sind wir überhaupt im Krieg
mit Finnland deſſen Selbſtändigkeit wir anerkannt haben
Um ſo auffallender iſt unſer Vorgehen

Unterſtaatsſekretär Freiherr von dem Busſche Zwiſchen
Schweden und uns iſt verhandelt worden

Schweden erhebt keinen Widerſpruch mehr
Eine Beſetzung der Aalandsinſeln als Etappe hat noch ni cht

ttgefunden Die dynaſtiſche Frage iſt eine innerrumäniſche
rage Seit wir die Okkupation haben geht es den Juden

viel beſſer Der Wortlaut der Depeſche vom 31 7 1914
in der Preſſe richtig angegeben Der Lauf der Dinge ſſt durch
ſie nicht beeinflußt worden da ſie der franzöſiſchen Regierung
nicht mitgeteilt wurde Eine Sicherung war notwendig

Abg EGothein Vp bezeichnet die Auskunft über die
Judenfrage als wenig befriedigend

Die weiteren Verhandlungen
trauli eAbg Graf Poſadowſky Die Depeſche habe ich urſprüng
lich für eine

ſind zum Teil ver

Fälſchung der Feinde
ehalten Eine derartige Zumutung würde Frankreich undine Armee niemals ertragen haben

Damit war die Ausſprache erledigt
Hinſichtlich des Konſulats in Agram wünſcht Abg Dr

Südekum Soz beſondere Sorgfalt in der Auswahl der Per
ſönlichkeit mit Rückſicht auf die wichtigen Aufgehen Abg

Erzberger ſtr empfiehlt die Errichtung eines Konſulats
in Ruſtſchuk

Unterſtaatsſekretär von dem Busſche erklärt die Ange
legenheit ſei bereits in die Wege geleitet Die Bedeutung
des ehemals beſtehenden Konſulats war bis zum Ausbruch
des Krieges zurückgegangen Jetzt haben wir bereits einen
Berufskonſul dort der aber noch nicht im Etat ſteht Dr
Südekum lenkt das Augenmerk auf die Gehälter der Kon
ſulatsſekretäre Die Regierung erwidert daß ihre Bezüge
nach einem Kurs ausgefolgt werden der ihre Schädigung
vermeidet außerdem prhalten ſie Teuerungszulagen die
kürzlich erhöht wurden auch ſtehen Unterſtützungsfonds zur
Verfügung

Abg Dr Südekum Die Klagen ſind damit noch nicht
beſeitigt

Eine Anzahl Petitionen werden dem Reichskanzler zur
überwieſen insbeſondere ſoweit ſie ſich auf dieusla deutſchen beziehen

Es folgt der Etat des
Reichsamts des Jnnern

Der Berichterſtatter führt aus die Teilung des früheren
Reichsamts des Jnnern mache zwölf neue vortragende Räte
und damit eine unerfreuliche Mehrausgabe erforderlich

Staatsſekretär Wallraf Die Teilung war notwendig
und wird ſich bewähren Auf das Reichsamt des Jnnern
entfallen nur 7pe neue vortragende Räte Augenblicklich
ſind nur vier Räte wirklich für ihr Amt voll zur Verfügung
das Arbeitspenſum iſt ſehr groß Die Aufgaben laſſen ſich
ohne neue Kräfte nicht gründlich und ſchnell genug erledigen

Der Berichterſtatter erwidert die zur Zeit fehlenden
Kräfte könnten n neue Stellen begründen Die zukünf
tige Entwicklung laſſe ſich nicht überſehen vielleicht wäre mit
Hilfskräften auszukommen

Die Abſtimmung ergibt die Ablehnung der ganzen Mehr
forderung

Etat des Reichsamts des Jnnern bewilligt
Einige Petitionen betr die Familienunterſtützung Da

die Lieferungsverbände die Aufwendungen zu beſtimmen
haben ſo ſind ſie ſehr zurückhaltend mit der Gewährung Die
einzelnen Bundesſtaaten verfahren nach ihren individuellen
en am Eine Reihe von Petitionen bezieht ſich auf

urmaßnahmen
Dienstag Reichswirtſchaftsamt

fühlen Die Strelitzer müßten unter allen Umſtänden
darauf beſtehen daß ihr Land als deutſcher Bundesſtaat
ſeine politiſche Selbſtändigkeit behalte

Es ſollen umgehend im ganzen Lande für eine itionan den Großherzog Friedrich Franz Unterſchriften

rden

weshalb ſich Großherzog Adolf Friedrich
das Leben nahm

Amtlich Die Landeszeitung für beide Mecklenburt
veröffentlicht an der Spitze ihres Blattes folgende Erklärung

Um den im Zuſammenhange mit dem Ableben Seiner
Königlichen t des Großherzogs Adolf Friedrich um
laufenden falſchen Gerüchten entgegenzutreten ſieht ſich das
unterzeichnete Miniſterium des Groß herzoglichen Hauſes zu
folgender Feſtſtellung veranlaßt

Seine Königliche Hoheit der Großherzog beabſichtigte
ſich in allernächſter Zeit mit einer Prinzeſſin eines
deutſchen Fürſtenhauſes zu ver loben deren Anmut und
Liebreiz tiefen Eindruck auf ihn acht hatte

Ehe der Großherzog dieſen ſeiner Neigung und ſeinen
Herrſcherpflichten entſprechenden Schritt unternehmen
konnte m nächſt Hinderniſſe beſeitigt werden diein einer ger dahin Verbindu Verwirk

7 aber wegen
n

r Ebenbürt gkeitsfrage
möglich war ihren Urſprung hatten Die zur

uwaren als erwartet werden kannte er
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